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Gesetzentwurf

Der Niedersächsische Ministerpräsident Hannover, den 12. September 2000

An den
Herrn Präsidenten des Niedersächsischen Landtages

Sehr geehrter Herr Präsident,

in der Anlage übersende ich den von der Landesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Fünften Staatsvertrag zur Änderung rund-
funkrechtlicher Staatsverträge (Fünfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

nebst Begründung in dreifacher Ausfertigung mit der Bitte, die Beschlussfassung des
Landtages herbeizuführen.

Federführend ist die Staatskanzlei.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Sigmar G a b r i e l
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Entwurf

G e s e t z
zu dem Fünften Staatsvertrag

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Fünfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Artikel 1

(1) Dem am 6. Juli/7. August 2000 unterzeichneten
Fünften Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher
Staatsverträge (Fünfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) 1Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 8
Abs. 2 Satz 1 am 1. Januar 2001 in Kraft. 2Wird der
Staatsvertrag nach seinem Artikel 8 Abs. 2 Satz 2 gegen-
standslos, so wird dies bis zum 31. Januar 2001 im Nie-
dersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt
gemacht.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in
Kraft.



Niedersächsischer Landtag - 14. Wahlperiode Drucksache 14/1860

3

F ü n f t e r  S t a a t s v e r t r a g

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Fünfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Vierten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August 1999, wird wie folgt geän-
dert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt:

„§ 46 a Ausnahmen für regionale und lokale Fernsehveranstalter“.

b) Nach „§ 52 Weiterverbreitung“ wird folgender § 52 a eingefügt:

„§ 52 a Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten im Fernse-
hen“.

2. In § 3 Abs. 6 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Werden Programmankündigungen mit Bewegtbildern zu Sendungen, die nach Ab-
satz 5 verschlüsselt und vorgesperrt sind, selbst unverschlüsselt ausgestrahlt, so gelten
für diese Programmankündigungen die Sendezeitbeschränkungen, die für die ange-
kündigte Sendung gelten würden, wenn sie nicht verschlüsselt und vorgesperrt wäre.“
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3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Absatz 7 eingefügt:

„(7) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung über berufsmäßig
durchgeführte Veranstaltungen kann der Veranstalter ein dem Charakter der Kurz-
berichterstattung entsprechendes billiges Entgelt verlangen. Wird über die Höhe
des Entgelts keine Einigkeit erzielt, soll ein schiedsrichterliches Verfahren nach
§§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung vereinbart werden. Das Fehlen einer Verein-
barung über die Höhe des Entgelts oder über die Durchführung eines schieds-
richterlichen Verfahrens steht der Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung
nicht entgegen; das selbe gilt für einen bereits anhängigen Rechtsstreit über die
Höhe des Entgelts.“

b) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden die Absätze 8 und 9.

c) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und das Wort „unentgeltliche“ wird gestri-
chen.

d) Die bisherigen Absätze 10 und 11 werden die Absätze 11 und 12.

4. § 5 a Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Im 1. Halbsatz wird das Wort „Schiedsverfahren“ ersetzt durch die Worte
„schiedsrichterliches Verfahren“.

b) Im 2. Halbsatz wird das Wort „Schiedsverfahrens“ ersetzt durch die Worte
„schiedsrichterlichen Verfahrens“.

5. § 20 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

6. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

7. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Scheidet ein Mitglied der KEK aus, berufen die Ministerpräsidenten der
Länder einvernehmlich ein Ersatzmitglied oder einen anderen Sachverständigen
für den Rest der Amtsdauer als Mitglied; entsprechendes gilt, wenn ein Ersatzmit-
glied ausscheidet.“

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Absätze 5 bis 8.

8. Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt:

„§ 46 a

Ausnahmen für regionale und lokale Fernsehveranstalter

Für regionale und lokale Fernsehprogramme können von § 7 Abs. 4 Satz 2, § 44
Abs. 3 bis 5 und §§ 45, 45 a nach Landesrecht abweichende Regelungen getroffen
werden.“
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9. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 10 wird die Verweisung auf „§ 3 Abs. 6“ ersetzt durch die
Verweisung auf „§ 3 Abs. 6 Satz 1 oder 2“.

bbb) In Nummer 24 wird die Verweisung auf „§ 20 Abs. 1 Satz 1 oder
Abs. 2“ ersetzt durch die Verweisung auf „§ 20 Abs. 1 Satz 1 oder
Abs. 2 Satz 1“.

ccc) Die Nummern 25 bis 27 werden gestrichen.

ddd) Die bisherige Nummer 28 wird die Nummer 25.

eee) Nummer 29 wird gestrichen.

fff) Die bisherige Nummer 30 wird die Nummer 26.

ggg) Die bisherige Nummer 31 wird die Nummer 27 und die Verweisung
auf „§ 44 Abs. 3“ wird ersetzt durch die Verweisung auf „§ 44 Abs. 3
Satz 1“.

hhh) Die bisherigen Nummer 32 bis 41 werden die Nummern 28 bis 37.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Es werden folgende Nummern 1 bis 4 eingefügt:

„1. entgegen § 21 Abs. 6 eine Änderung der maßgeblichen Umstände
nach Antragstellung oder nach Erteilung der Zulassung nicht un-
verzüglich der zuständigen Landesmedienanstalt mitteilt,

2. entgegen § 21 Abs. 7 nicht unverzüglich nach Ablauf eines Kalen-
derjahres der zuständigen Landesmedienanstalt gegenüber eine
Erklärung darüber abgibt, ob und inwieweit innerhalb des abge-
laufenen Kalenderjahres bei den nach § 28 maßgeblichen Beteili-
gungs- und Zurechnungstatbeständen eine Veränderung eingetre-
ten ist,

3. entgegen § 23 Abs. 1 seinen Jahresabschluss samt Anhang und
Lagebericht nicht fristgemäß erstellt und bekannt macht,

4. entgegen § 29 Satz 1 es unterlässt, geplante Veränderungen anzu-
melden,“.

bbb) Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 5 und 6.

b) In Absatz 2 wird der Betrag „einer Million Deutsche Mark“ ersetzt durch den Be-
trag „500 000 Euro“.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung auf „Absatz 1 Nr. 34 bis 41“ ersetzt durch
die Verweisung auf „Absatz 1 Nr. 30 bis 37“.

d) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die Verfolgung der in Absatz 1 genannten Ordnungswidrigkeiten verjährt
in sechs Monaten. Der Lauf der Frist beginnt mit der Sendung. Mit der Wieder-
holung der Sendung beginnt die Frist von neuem.“
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10. Nach § 52 wird folgender § 52 a eingefügt:

„§ 52 a

Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten
im Fernsehen

Bei der erstmaligen Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten
im Fernsehen nach Landesrecht sind die Fernsehveranstalter mit denjenigen Pro-
grammen vorrangig zu berücksichtigen, die in dem jeweils betroffenen Verbrei-
tungsgebiet analog verbreitet werden. Die technischen Übertragungskapazitäten für
diese Programme müssen im Verhältnis zu den übrigen Übertragungskapazitäten
gleichwertig sein.“

11. In § 53 a Satz 1 und 2 wird jeweils die Verweisung „§ 3 Abs. 5“ ersetzt durch die
Verweisung „§ 3 Abs. 5 und Abs. 6 Satz 2“.

12. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Da-
tum „31. Dezember 2004“.

b) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

„(4) § 11 Abs. 2 kann von jedem der vertragsschließenden Länder auch ge-
sondert zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr gekün-
digt werden. Die Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 2005 erfolgen.
Wird § 11 Abs. 2 zu diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt erfolgen. Die
Kündigung ist gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz
schriftlich zu erklären. Kündigt ein Land, kann jedes Land innerhalb von drei
Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung den Rundfunkstaatsvertrag,
den ARD-Staatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den Staatsvertrag über die Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“, den Rundfunkfinanzie-
rungsstaatsvertrag und den Rundfunkgebührenstaatsvertrag zum gleichen Zeit-
punkt kündigen. Die Kündigung eines Landes lässt die gekündigten Bestimmun-
gen dieses Staatsvertrages und die in Satz 5 aufgeführten Staatsverträge im Ver-
hältnis der übrigen Länder zueinander unberührt.

(5) § 15 Abs. 1, 2 und 5 kann von jedem der vertragsschließenden Länder
auch gesondert zum Schluss des Kalenderjahres, das auf die Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gemäß § 13 folgt, mit einer
Frist von sechs Monaten gekündigt werden, wenn der Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrag nicht nach der Ermittlung des Finanzbedarfs gemäß § 13 aufgrund
einer Rundfunkgebührenerhöhung geändert wird. Die Kündigung kann erstmals
zum 31. Dezember 2004 erfolgen. Wird § 15 Abs. 1, 2 und 5 zu einem dieser
Termine nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher Frist jeweils zu ei-
nem zwei Jahre späteren Termin erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber dem
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu erklären. Kündigt
ein Land, kann jedes Land innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Kün-
digungserklärung den Rundfunkgebührenstaatsvertrag und den Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrag zum gleichen Zeitpunkt kündigen. In diesem Fall kann je-
des Land außerdem innerhalb weiterer drei Monate nach Eingang der Kündi-
gungserklärung nach Satz 5 § 12 Abs. 2 sowie §§ 13 und 17 hinsichtlich einzel-
ner oder sämtlicher Bestimmungen zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwischen
den übrigen Ländern bleiben die gekündigten Bestimmungen dieses Staatsver-
trages und die in Satz 5 angegebenen Staatsverträge in Kraft.“
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Artikel 2

Änderung des ARD-Staatsvertrages

Der ARD-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Vierten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August 1999, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 4 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Werbung und Sponsoring finden im Fernsehtext der ARD nicht statt.“

2. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Gegendarstellung

(1) Soweit Gegendarstellungsansprüche zu Sendungen in Fernseh-Gemein-
schaftsprogrammen, die allein von den in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten gestaltet werden, geltend gemacht werden, ist die Sendung aus-
schließlich von derjenigen Landesrundfunkanstalt zu verantworten, die die Sendung
in das Gemeinschaftsprogramm eingebracht hat. Maßgeblich ist das für diese Landes-
rundfunkanstalt geltende Gegendarstellungsrecht.

(2) Eine gegen eine einbringende Landesrundfunkanstalt erwirkte Gegen-
darstellung ist von allen beteiligten Landesrundfunkanstalten in dem jeweiligen Fern-
seh-Gemeinschaftsprogramm zu verbreiten.

(3) Wer eine Gegendarstellung gegen eine Sendung eines Fernseh-Gemein-
schaftsprogramms der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten
geltend machen will, kann von jeder Landesrundfunkanstalt Auskunft verlangen, wel-
che Landesrundfunkanstalt die Sendung in das Fernseh-Gemeinschaftsprogramm ein-
gebracht hat. Die Auskunft ist unverzüglich zu erteilen.“

3. Der bisherige § 8 wird § 9 und in Satz 3 das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt
durch das Datum „31. Dezember 2004“.

Artikel 3

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Vierten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August 1999, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 4 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Werbung und Sponsoring finden im Fernsehtext des ZDF nicht statt.“

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Absatz 7 eingefügt:

„(7) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung über berufsmäßig
durchgeführte Veranstaltungen kann der Veranstalter ein dem Charakter der Kurz-
berichterstattung entsprechendes billiges Entgelt verlangen. Wird über die Höhe
des Entgelts keine Einigkeit erzielt, soll ein schiedsrichterliches Verfahren nach
§§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung vereinbart werden. Das Fehlen einer Verein-
barung über die Höhe des Entgelts oder über die Durchführung eines schieds-
richterlichen Verfahrens steht der Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung
nicht entgegen; das selbe gilt für einen bereits anhängigen Rechtsstreit über die
Höhe des Entgelts.“
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b) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden die Absätze 8 und 9.

c) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und das Wort „unentgeltliche“ wird gestri-
chen.

d) Die bisherigen Absätze 10 und 11 werden die Absätze 11 und 12.

3. In § 28 Nr. 7 wird der Betrag „500 000 Deutsche Mark“ ersetzt durch den Betrag
„250 000 Euro“.

4. In § 33 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

Artikel 4

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den
Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August 1999 wird wie folgt
geändert:

1. In § 28 Nr. 7 wird der Betrag „250 000 Deutsche Mark“ ersetzt durch den Betrag
„125 000 Euro“.

2. In § 36 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

Artikel 5

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den
Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August 1999, wird wie
folgt geändert:

1. In § 5 a wird das Datum „31. Dezember 2003“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

2. In § 10 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

Artikel 6

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August bis 11. September 1996,
zuletzt geändert durch den Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis
31. August 1999, wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Höhe der Rundfunkgebühr

Die Höhe der Rundfunkgebühr wird monatlich wie folgt festgesetzt:

1. Die Grundgebühr:  5,32 Euro,

2. Die Fernsehgebühr: 10,83 Euro.“
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2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Von dem Aufkommen aus der Grundgebühr erhalten die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten 92,2703 vom Hundert und die
Körperschaft des öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“ 7,7297 vom Hundert.

(2) Von der Fernsehgebühr erhält die ARD einen Anteil von 62,2368 vom
Hundert, das ZDF einen Anteil von 37,7632 vom Hundert.“

b) In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „210 Mio. Deutsche Mark“ ersetzt durch den
Betrag „121,71258 Mio. Euro“.

3. In § 10 Abs. 1 Satz 2 wird der Betrag „1 Mio. Deutsche Mark“ ersetzt durch den
Betrag „511 290 Euro“.

4. § 14 wird wie folgt gefasst:

„§ 14

Umfang der Finanzausgleichsmasse

(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt zum 1. Januar 2001 1,9 vom Hundert des
ARD-Nettogebührenaufkommens. Der Vom-Hundert-Satz bezieht sich auf das jewei-
lige Jahres-Nettogebührenaufkommen der ARD und vermindert sich jährlich zum
1. Januar eines Jahres jeweils um 0,18 Prozentpunkte und beträgt ab dem 1. Januar
2006 1,0 vom Hundert des ARD-Nettogebührenaufkommens des jeweiligen Jahres.
Hinsichtlich der übrigen Verpflichtungen der in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten gelten die zwischen diesen getroffenen Vereinbarungen
vom 22. November 1999.

(2) Aus der Finanzausgleichsmasse erhält der Sender Freies Berlin im Jahre 2001
5,62419 Mio. Euro zuzüglich einer prozentualen Steigerung in Höhe der prozentualen
Steigerung des Nettogebührenaufkommens zum 1. Januar 2001 in Folge der Gebüh-
renanpassung. Der Betrag reduziert sich ab dem Jahr 2002 jährlich entsprechend der
Regelung nach Absatz 1. Der jeweils verbleibende Betrag aus der Finanzausgleichs-
masse wird im Verhältnis 53,76 vom Hundert zu 46,24 vom Hundert auf den Saarlän-
dischen Rundfunk und Radio Bremen aufgeteilt.

(3) Die Finanzausgleichsmasse nach Absatz 1 und die Zuwendungen nach Ab-
satz 2 sind späteren Änderungen der Rundfunkgebühr im gleichen Verhältnis anzu-
passen.“

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

b) In Satz 4 werden die Worte „zu demselben Zeitpunkt“ ersetzt durch die Worte
„erstmals zum 31. Dezember 2005“.

c) In Satz 5 werden die Worte „zu diesem Zeitpunkt“ ersetzt durch die Worte „zu
diesen Zeitpunkten“.

Artikel 7

Änderung des Mediendienste-Staatsvertrages

Der Mediendienste-Staatsvertrag vom 20. Januar bis 12. Februar 1997, zuletzt geän-
dert durch den Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli bis 31. August
1999, wird wie folgt geändert:
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1. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird der Betrag „einer Million Deutsche Mark“ ersetzt durch den Be-
trag „500 000 Euro“.

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Verfolgung der in Absatz 1 genannten Ordnungswidrigkeiten verjährt
in sechs Monaten.“

2. In § 21 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2000“ ersetzt durch das Datum
„31. Dezember 2004“.

3. § 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22

Notifizierung

Änderungen dieses Staatsvertrages unterliegen der Notifizierungspflicht gemäß
der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli
1998 zur Änderung der Richtlinie 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften.“

Artikel 8

Übergangsbestimmung, Kündigung, In-Kraft-Treten,
Neubekanntmachung, Notifizierung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 7 geänderten Staatsverträge sind die dort
vorgesehenen Kündigungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Sind bis zum 31. Dezember
2000 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz teilt den
Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Staatskanzleien der Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunk-
staatsvertrages, des ARD-Staatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschland-
radio-Staatsvertrages des Rundfunkgebührenstaatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages und des Mediendienste-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den
Artikeln 1 bis 7 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

(5) Die durch Artikel 7 des Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrages sowie Arti-
kel 7 des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages vorgenommenen Änderungen die-
ses Staatsvertrages unterliegen der Notifizierungspflicht gemäß der Richtlinie 98/48/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 zur Änderung der Richtli-
nie 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und techni-
schen Vorschriften.

Artikel 9

Währungsumstellung

Abweichend von Artikel 8 Abs. 2 gelten bis zum 31. Dezember 2001 hinsichtlich der
in Artikel 1, 3 und 4 sowie 6 und 7 geänderten Staatsverträge folgende Maßgaben:

1. § 49 Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrages gilt mit der Maßgabe, dass der Betrag
„500 000 Euro“ ersetzt wird durch den Betrag „einer Million Deutsche Mark“.
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2. § 28 Nr. 7 des ZDF-Staatsvertrages gilt mit der Maßgabe, dass der Betrag
„250 000 Euro“ ersetzt wird durch den Betrag „500 000 Deutsche Mark“.

3. § 28 Nr. 7 des Deutschlandradio-Staatsvertrages gilt mit der Maßgabe, dass der Be-
trag „125 000 Euro“ ersetzt wird durch den Betrag „250 000 Deutsche Mark“.

4. Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag gilt mit folgender Maßgabe:

a) § 8 gilt mit folgender Maßgabe:

aa) In Nummer 1 wird der Betrag „5,32 Euro“ ersetzt durch den Betrag
„10,40 Deutsche Mark“.

bb)In Nummer 2 wird der Betrag „10,83 Euro“ ersetzt durch den Betrag
„21,18 Deutsche Mark“.

b) In § 9 Abs. 3 Satz 3 wird der Betrag „121,71258 Mio. Euro“ ersetzt durch den
Betrag „238,05 Mio. Deutsche Mark“.

c) § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass der Betrag „511 290 Euro“ ersetzt
wird durch den Betrag „1 Mio. Deutsche Mark“.

d) § 14 Abs. 2 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass der Betrag „5,62419 Mio. Euro“ er-
setzt wird durch den Betrag „11 Mio. Deutsche Mark“.

5. § 20 Abs. 2 Mediendienste-Staatsvertrag gilt mit der Maßgabe, dass der Betrag
„500 000 Euro“ ersetzt wird durch den Betrag „einer Million Deutsche Mark“.

Für das Land Baden-Württemberg:

Erwin T e u f e l ,  den 14. Juli 2000

Für den Freistaat Bayern:

Edmund S t o i b e r ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Berlin:

Eberhard D i e p g e n ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Brandenburg:

Manfred S t o l p e ,  den 14. Juli 2000

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Henning S c h e r f ,  den 6. Juli 2000

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Ortwin R u n d e ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Hessen:

F. J. J u n g ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

H. R i n g s t o r f f ,  den 14. Juli 2000
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Für das Land Niedersachsen:

Sigmar G a b r i e l ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Wolfgang C l e m e n t ,  den 7. Juli 2000

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Kurt B e c k ,  den 7. August 2000

Für das Saarland:

Peter M ü l l e r ,  den 14. Juli 2000

Für den Freistaat Sachsen:

Kurt B i e d e n k o p f ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Reinhard H ö p p n e r ,  den 14. Juli 2000

Für das Land Schleswig-Holstein:

Heide S i m o n i s ,  den 14. Juli 2000

Für den Freistaat Thüringen:

Bernhard V o g e l ,  den 14. Juli 2000
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Protokollerklärung aller Länder zum Rundfunkstaatsvertrag

Die Länder beauftragen ARD, ZDF und die KEF, unter Einbeziehung von Wirt-
schaftsprüfern ihnen bis zum 31. Dezember 2001 einen Sonderbericht zum Sponsoring
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk vorzulegen. Dieser soll insbesondere Fragen der
rechtlichen Auslegung und Entwicklung des Begriffs Sponsoring, seiner tatsächlichen
Handhabung, seiner Unterscheidbarkeit zur Werbung sowie des Verhältnisses zwischen
Sponsor und der durch ihn geförderten Sendung umfassen. Darüber hinaus sind auch
Verknüpfungen von Sponsoring und Rechteerwerb vor allem im Sportbereich rechtlich
und wirtschaftlich darzustellen. Die Länder werden auf der Grundlage des Sonderberichts
ihre Beratungen zu dieser Thematik fortsetzen.

Protokollerklärung aller Länder zu § 52 a Rundfunkstaatsvertrag

1. Die Länder werden darauf hinwirken, dass in einer Einführungsphase von 5 Jahren
bei der Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten im Fernsehen die
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF insge-
samt 50 vom Hundert der Gesamtkapazität für ihre Diensteangebote erhalten. Dies
schließt den Betrieb des technischen  Multiplex für ARD und ZDF ein.

2. Sie gehen beim Aufbau der digitalen terrestrischen Fernsehnetze davon aus, dass auch
ländliche Räume angemessen berücksichtigt werden.

Protokollerklärung aller Länder zu § 54 Rundfunkstaatsvertrag und § 17 Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrag

Die Länder gehen davon aus, dass bei einer Kündigung des Rundfunkstaatsvertrages
oder des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages mit Ausnahme des Vierten Abschnitts
zum 31. Dezember 2004 die zugunsten des Saarländischen Rundfunks, von Radio Bre-
men und des Senders Freies Berlin aufgrund rundfunkstaatsvertraglicher und Vereinba-
rungen der ARD-Landesrundfunkanstalten zu erbringenden finanzausgleichsbezogenen
Leistungen jedenfalls bis zu einer Kündigung des Vierten Abschnittes des Rundfunkfi-
nanzierungsstaatsvertrages unberührt bleiben.

Protokollerklärung aller Länder zu § 8 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag

1. Die Länder sind mit der KEF der Auffassung, dass Effizienz- und Einsparungsan-
strengungen von ARD und ZDF fortgesetzt werden und dabei auch zu fortwirkenden
Einspareffekten und damit zur Minderung des Finanzbedarfs führen müssen.

2. Die Länder gehen davon aus, dass mit der anstehenden Rundfunkgebührenerhöhung
zusätzliche Kreditaufnahmen durch die Anstalten grundsätzlich nicht erfolgen; Aus-
nahmen sollen nur aus zwingenden Gründen möglich sein.

3. Die Länder erwarten anlässlich der vorgenommenen Gebührenanpassung von ARD
und ZDF, dass sie bei der Wahrnehmung ihres Programmauftrags Produktionen unab-
hängiger Film- und Fernsehproduzenten angemessen berücksichtigen.

Protokollerklärung aller Länder zu § 10 Abs. 1 Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag

Die Länder lassen mit Ablauf der nächsten Gebührenperiode zum 31. Dezember 2004
die automatische Teilhabe der Landesmedienanstalten an Rundfunkgebührenerhöhungen
entfallen. Bis dahin sollen die Aufgaben der Landesmedienanstalten und ihr weiterer
Finanzbedarf überprüft werden.
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B e g r ü n d u n g

A. Allgemeiner Teil

1. Anlass und Ziele

Die Regierungschefs der Länder haben in der Zeit vom 6. Juli bis 7. August 2000 den
Fünften Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Fünfter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) unterzeichnet. Die Änderungen des Fünften Rund-
funkänderungsstaatsvertrages betreffen den Rundfunkstaatsvertrag, den ARD-
Staatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den Deutschlandradio-Staatsvertrag, den Rund-
funkgebührenstaatsvertrag, den Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag und den Medien-
dienste-Staatsvertrag. Dabei werden sowohl Bestimmungen für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk als auch für den privaten Rundfunk in vielen Bereichen geän-
dert, ergänzt bzw. modifiziert.

Der Gesetzentwurf enthält den nach Artikel 35 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfas-
sung erforderlichen Zustimmungsbeschluss zum Staatsvertrag.

Der Landtag wurde mit Schreiben vom 1. August 2000 über den Fünften Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag unterrichtet.

2. Anhörungen

Alle von dem Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag berührten Anstalten, Ein-
richtungen, Organisationen und Verbände haben Gelegenheit zur schriftlichen und
mündlichen Stellungnahme erhalten.

3. Voraussichtliche Kosten und haushaltsmäßige Auswirkungen

Staatsvertrag und Gesetzentwurf haben keine Auswirkungen auf die Haushalts- und
Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und des Bundes.

4. Auswirkungen von frauenpolitischer Bedeutung und Auswirkungen auf die Umwelt

Staatsvertrag und Gesetzentwurf haben keine Auswirkungen von frauenpolitischer
Bedeutung und berühren keine Umweltbelange.

B. Besonderer Teil

I. Zum Gesetzentwurf

Zu Artikel 1:

Der Fünfte Rundfunkänderungsstaatsvertrag bedarf der Zustimmung des Landtages,
weil er sich auf Gegenstände der Landesgesetzgebung bezieht (Artikel 35 Abs. 3 der
Niedersächsischen Verfassung). Absatz 1 enthält den Zustimmungsbeschluss des
Landtages. Absatz 2 regelt die Veröffentlichung des Staatsvertrages. Absatz 3 betrifft
das In-Kraft-Treten des Staatsvertrages.

Zu Artikel 2:

Die Vorschrift enthält die Regelung über das In-Kraft-Treten des Gesetzes.

II. Zum Staatsvertrag

A. Allgemeines

Die Regierungschefs der Länder haben vom 6. Juli bis 7. August 2000 den Fünften
Rundfunkänderungsstaatsvertrag unterzeichnet. Dabei wurden die in der Anlage zum
Staatsvertrag wiedergegebenen Protokollerklärungen abgegeben.
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Die Änderungen des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages betreffen den Rund-
funkstaatsvertrag, den ARD-Staatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den Deutschland-
radio-Staatsvertrag, den Rundfunkgebührenstaatsvertrag, den Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrag und den Mediendienste-Staatsvertrag. Dabei wurden sowohl die Bestim-
mungen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als auch für den privaten Rundfunk
in einigen Bereichen ergänzt oder modifiziert.

Ein wichtiges Element des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages ist die An-
passung der Höhe der Rundfunkgebühr im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag. Sie
beträgt nunmehr monatlich 16,15 Euro (31,58 DM). Im Zusammenhang mit der Erhö-
hung der Rundfunkgebühr wurden auch sämtliche anderen DM-Beträge in den rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen auf Euro umgestellt. Für eine Übergangszeit bis zum
31. Dezember 2001 gelten jedoch noch die DM-Beträge fort. Weiter wurde im Rund-
funkstaatsvertrag eine klarstellende Regelung zu Programmankündigungen für ju-
gendschutzrelevante Sendungen im digitalen Fernsehen aufgenommen. Das Recht der
Kurzberichterstattung wurde, wie vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei-
dung vom 17. Februar 1998 (BVerfGE 97, 228) gefordert, nach den Feststellungen
des Gerichts ausgestaltet. Aufgehoben wurde das Werbeverbot für Rundfunkpro-
gramme, die nach dem Landesrecht in einem vereinfachten Zulassungsverfahren eine
Erlaubnis erhalten können. Redaktionelle Änderungen wurden ferner im Verfahren
der Medienaufsicht vorgenommen. Neu eingefügt wurde eine Bestimmung, die Aus-
nahmen von den Werbebestimmungen für regionale und lokale Fernsehveranstalter in
Übereinstimmung mit der EG-Fernsehrichtlinie zulässt. Neu aufgenommen ist im
Rundfunkstaatsvertrag eine Bestimmung zur Zuweisung digitaler terrestrischer Über-
tragungskapazitäten im Fernsehen. Im ARD-Staatsvertrag wurde eine Änderung vor-
genommen, die eine einheitliche und effiziente Handhabung des Gegendarstellungs-
rechtes ermöglicht. Die Änderungen im ZDF-Staatsvertrag, Deutschlandradio-
Staatsvertrag sowie im Rundfunkgebührenstaatsvertrag sind im Wesentlichen redak-
tioneller Art oder Folgeänderungen aufgrund der Änderungen des Rundfunkstaats-
vertrages. Im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag wurde nicht nur die Rundfunkge-
bühr neu festgesetzt. Änderungen sind auch beim Finanzausgleich vorgenommen
worden. Dort wird die Finanzausgleichssumme bis zum 1. Januar 2006 auf 1,0 vom
Hundert des ARD-Nettogebührenaufkommens abgeschmolzen. Redaktionelle Ände-
rungen und Folgeänderungen aufgrund der Änderungen der Bestimmungen des Rund-
funkstaatsvertrages betreffen den Mediendienste-Staatsvertrag.

Mit dem vorliegenden Regelungswerk wird der Ordnungsrahmen sowohl für den pri-
vaten als auch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk fortentwickelt. Dabei wurde die
Form eines Artikelstaatsvertrages gewählt. Artikel 8 enthält die Ermächtigung für die
Staats- und Senatskanzleien der Länder, den Wortlaut der geänderten Staatsverträge
in der Fassung, die sich aus dem Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag ergibt, mit
neuem Datum bekannt zu machen.

Ein solcher Artikel-Staatsvertrag ist geboten, um ein einheitliches In-Kraft-Treten al-
ler einzelnen Staatsverträge zum 1. Januar 2001 zu gewährleisten und damit eine ein-
heitliche Rahmenordnung für den öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk vor-
zusehen.

Der Fünfte Rundfunkänderungsstaatsvertrag belässt dabei den in den nachfolgenden
Artikeln aufgeführten Staatsverträgen ihre rechtliche Selbständigkeit.

B. Zu den einzelnen Artikeln

I. Artikel 1 (Änderung des Rundfunkstaatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderung des Rundfunkstaatsvertrages erfolgt, um Klarstellungen zu Programm-
ankündigungen für jugendgefährdende Sendungen im digitalen Fernsehen vorzuneh-
men, das Recht der Kurzberichterstattung den Vorgaben des Bundesverfassungs-
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gerichts anzupassen, generell Werbung bei Rundfunkprogrammen, für die ein verein-
fachtes Zulassungsverfahren gilt, zu ermöglichen, Klarstellungen bei der Berufung
der KEK-Mitglieder vorzunehmen sowie regionalen und lokalen Fernsehveranstaltern
in Übereinstimmung mit der EG-Fernsehrichlinie erweiterte Werbemöglichkeiten zu
geben. Neben redaktionellen Änderungen wird im Ordnungswidrigkeitenrecht die
Verjährung geregelt. Neu eingefügt wird mit § 52 a eine Bestimmung über die Zuwei-
sung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten im Fernsehen, die bei Umstel-
lung von analoger auf digitale Übertragungstechnik den bisher analog verbreiteten
Programmen einen Bestandsschutz gewährt. Weiter vorgenommen werden in der
Kündigungsbestimmung redaktionelle Klarstellungen sowie ein Aufschub der ersten
Kündigungsmöglichkeit auf den 31. Dezember 2004.

Auf die abgegebene Protokollerklärung aller Länder zum Rundfunkstaatsvertrag wird
Bezug genommen.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Nummer 1 enthält die aufgrund der nachfolgenden Änderungen notwendig werdenden
Änderungen im Inhaltsverzeichnis.

Zu Nummer 2:

Der bei § 3 Abs. 6 neu angefügte Satz 2 enthält eine Klarstellung im Hinblick auf Pro-
grammankündigungen für Sendungen, die jugendgefährdend sind. Nach den mit dem
Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag eingefügten neuen Bestimmungen können
jugendgefährdende Sendungen in digitaler Technik auch jenseits von Sendezeit-
beschränkungen ausgestrahlt werden, wenn sie mit einer eigens für diese Sendung be-
stimmten Technik vorgesperrt und verschlüsselt werden. Mit der nunmehr vorgenom-
menen Ergänzung ist klargestellt, dass auch die Ankündigung für eine jugendgefähr-
dende Sendung demselben Recht unterliegt, wie die Sendung selbst. Kann die betref-
fende Sendung nur deshalb zu einer früheren Tageszeit ausgestrahlt werden, weil sie
verschlüsselt und vorgesperrt ist, so gilt dies auch für deren Programmankündigun-
gen. Diese Programmankündigungen unterliegen nur dann nicht den Sendezeitbe-
schränkungen, die für die unverschlüsselte und nicht vorgesperrte Sendung gegolten
hätten, wenn sie selbst verschlüsselt und vorgesperrt sind. Sind sie nicht verschlüsselt
und vorgesperrt, so unterliegen sie den selben Zeitbeschränkungen wie die ursprüng-
liche Sendung, wenn diese nicht verschlüsselt und vorgesperrt wäre.

Zu Nummer 3:

Mit Nummer 3 wird das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Februar 1998
zur Fernsehkurzberichterstattung umgesetzt. Gemäß dem mit Buchstabe a neu einge-
fügten Absatz 7 ist eine Kurzberichterstattung über berufsmäßig durchgeführte Ver-
anstaltungen nicht unentgeltlich, sondern der Veranstalter kann ein dem Charakter der
Kurzberichterstattung entsprechendes billiges Entgelt verlangen (Satz 1). Bei der Be-
messung des angemessenen Entgelts sind die vom Bundesverfassungsgericht festge-
legten Maßstäbe zu berücksichtigen; insbesondere ist sicherzustellen, dass grundsätz-
lich allen Fernsehveranstaltern das Kurzberichterstattungsrecht zugänglich bleibt.
Wird über die Höhe des Entgeltes zwischen Veranstalter und dem das Recht auf Fern-
sehkurzberichterstattung wahrnehmenden Fernsehveranstalter keine Einigung erzielt,
sieht Satz 2 vor, dass ein schiedsrichterliches Verfahren nach den §§ 1025 ff. der Zi-
vilprozessordnung vereinbart werden soll. Satz 3 Halbsatz 1 stellt klar, dass allein das
Fehlen einer Vereinbarung über die Höhe des Entgelts oder das noch nicht durchge-
führte oder nicht akzeptierte schiedsrichterliche Verfahren die Fernsehkurzberichter-
stattung über das Ereignis nicht hindert. Vielmehr soll bei Streitigkeiten über die Hö-
he des Entgelts diese Frage erst im Anschluss an die Kurzberichterstattung geklärt
werden. Damit wird dem Informationsinteresse der Bevölkerung Rechnung getragen.
Gleiches gilt nach Satz 3 Halbsatz 2, wenn ein Rechtsstreit über die Höhe des Entgelts
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zwischen dem Veranstalter und dem die Fernsehkurzberichterstattung ausübenden
Fernsehveranstalter anhängig ist.

Die weiterhin durch die Buchstaben b bis d vorgenommenen Änderungen betreffen
Folgeänderungen in den nachfolgenden Absätzen.

Bei der Auslegung der Bestimmung im Übrigen ist in Übereinstimmung mit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts zu beachten, dass das Kurzberichterstattungsrecht
nicht vor dem vertraglich begründeten Übertragungsrecht ausgeübt werden darf, wenn
der Inhaber der vertraglichen Rechte eine Karenzzeit einzuhalten hat.

Zu Nummer 4:

Mit Nummer 4 wird die Terminologie in § 5 a bei der Übertragung von Großereignis-
sen angepasst. Entsprechend der Terminologie der Zivilprozessordnung wird das
Wort Schiedsverfahren jeweils durch die Worte schiedsrichterliches Verfahren er-
setzt.

Zu Nummer 5:

Mit der Streichung von § 20 Abs. 3 Satz 2 wird Werbung für Sendungen ermöglicht,
die nach § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 einem vereinfachten Zulassungsverfahren unterlie-
gen. Das bisher vorgesehene Werbeverbot hat sich als hinderlich erwiesen, entspre-
chende Sendungen in solchen Einrichtungen zu finanzieren.

Zu Nummer 6:

Mit der Streichung von § 24 Satz 2 wird der Änderung des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen Rechnung getragen. Dort hat der Bundesgesetzgeber das
Verwertungsverbot für Erkenntnisse im Kartellverfahren gestrichen. Dieses Verwer-
tungsverbot hatte auch im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen nur einen en-
gen Anwendungsbereich. Der Rundfunkstaatsvertrag folgt nunmehr diesem vom
Bundesgesetzgeber vorgegebenen Weg.

Zu Nummer 7:

Mit dem in § 35 neu eingefügten Absatz 4 wird klargestellt, dass beim Ausscheiden
eines Mitglieds der Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich
(KEK) ein neues Mitglied für den Rest der Amtsdauer zu bestimmen ist. Das Aus-
scheiden eines Mitglieds der KEK führt nicht dazu, dass ein Ersatzmitglied aufrückt,
sondern es muss ein neues Mitglied für die KEK durch die Ministerpräsidenten be-
stimmt werden. Die Ministerpräsidenten sind bei der Auswahl des Mitglieds frei. Sie
können einen dritten Sachverständigen ebenso bestimmen, wie eine bisher als Er-
satzmitglied bestimmte Person. Der zweite Halbsatz stellt dabei klar, dass ein entspre-
chendes Verfahren auch beim Ausscheiden eines Ersatzmitgliedes gilt.

Die weiteren Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen.

Zu Nummer 8:

Mit der neu aufgenommenen Bestimmung in § 46 a wird der Gestaltungsspielraum
aufgrund Artikel 20 der EG-Fernsehrichtlinie genutzt, der Ausnahmen von den Wer-
bebestimmungen der EG-Fernsehrichtlinie für regionale und lokale Fernsehveran-
stalter zulässt. Die Entscheidung, von welchen Bestimmungen Ausnahmen zugelassen
werden sollen, ist dem jeweiligen Landesrecht überlassen. Durch Landesrecht ist da-
bei sicherzustellen, dass die Gestaltung des Programms, der gesamte Zusammenhang
und der Charakter der Sendung nicht beeinträchtigt werden dürfen und nicht gegen
die Rechte der Rechteinhaber verstoßen werden darf. Ausnahmen können danach im
Landesrecht vorgesehen werden von der Anrechnung der Werbung beim Splitscreen
auf die Spotwerbung (§ 7 Abs. 4 Satz 2), von den Abstandsregelungen bei der Einfü-
gung von Spotwerbung (§ 44 Abs. 3 bis 5) sowie von der Begrenzung der Dauer der
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Werbung und der Teleshoppingfenster (§§ 45, 45 a). Mit dieser Regelung soll die Fi-
nanzierung regionaler und lokaler Fernsehangebote erleichtert werden. Die Bestim-
mung folgt insoweit der Auslegung von Artikel 20 der EG-Fernsehrichtlinie und Arti-
kel 3 des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen.

Zu Nummer 9:

Zu Buchstabe a:

Mit den Änderungen in Buchstabe a werden einzelne redaktionelle Klarstellungen in
§ 49 Abs. 1 vorgenommen. Insbesondere werden diejenigen Tatbestände aus der bis-
herigen Regelung in Satz 1 ausgeklammert, die sich nicht nur an Fernsehveranstalter,
sondern auch an Dritte, insbesondere an ihnen beteiligte Unternehmen richten. Ent-
sprechend der Systematik der Regelung werden diese Tatbestände als Nummern 1
bis 4 in Satz 2 eingefügt. Materielle Änderungen sind hiermit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b:

Mit Buchstabe b wird der bisher in Deutscher Mark ausgedrückte Betrag für die Höhe
einer Geldbuße auf Euro umgestellt. Dabei wird der Betrag von einer Million Deut-
sche Mark abgerundet auf 500 000 Euro. Der Rundfunkstaatsvertrag folgt damit dem
Weg, den der Bundesgesetzgeber bei der Umstellung von Deutscher Mark auf Euro
bei Ordnungswidrigkeitentatbeständen in der Regel ebenfalls eingeschlagen hat.

In diesem Zusammenhang ist die Übergangsbestimmung in Artikel 9 dieses Staats-
vertrages zu beachten, die bis zum 31. Dezember 2001 die Beträge in Deutscher Mark
für maßgeblich erklärt.

Zu Buchstabe c:

Bei der mit Buchstabe c vorgenommenen Änderung handelt es sich um eine redaktio-
nelle Folgeänderung aufgrund der Änderungen in Absatz 1.

Zu Buchstabe d:

Mit dem neu angefügten Absatz 5 wird die Verjährung von Ordnungswidrigkeiten bei
Verstößen gegen den Rundfunkstaatsvertrag einheitlich auf sechs Monate festgesetzt.
Diese Verjährungsfrist war bisher im Landesrecht unterschiedlich geregelt. Zum Teil
fehlten auch Regelungen, sodass Analogien zu anderen Bereichen (insbesondere zum
Presserecht) gezogen wurden. Die Frist von sechs Monaten erscheint angemessen, um
einerseits der Kurzlebigkeit des Mediums Rundfunk und andererseits dem Verfol-
gungsinteresse der Aufsichtsbehörden Rechnung zu tragen. Satz 2 stellt klar, dass der
Lauf der Frist mit der Sendung beginnt. Bei Wiederholung der Sendung, die einen
Verstoß gegen den Rundfunkstaatsvertrag darstellt, beginnt die Frist von neuem zu
laufen (Satz 3).

Zu Nummer 10:

Neu eingefügt wird mit Nummer 10 ein § 52 a über die Zuweisung digitaler terrestri-
scher Übertragungskapazitäten im Fernsehen.

Die Bestimmung soll denjenigen Veranstaltern für die Fernsehprogramme Bestands-
schutz gewähren, die derzeit bereits in analoger Technik terrestrisch verbreitet wer-
den. Bei der erstmaligen Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten
sollen sie vorrangig mit ihrem Angebot berücksichtigt werden (Satz 1). Die näheren
Bedingungen der Zuweisungen ergeben sich aus dem jeweiligen Landesrecht. Satz 2
stellt klar, dass die technischen Übertragungskapazitäten für diese Programme im
Verhältnis zu den anderen digitalen Übertragungskapazitäten gleichwertig sein müs-
sen.

Auf die Protokollerklärung aller Länder zu § 52 a wird Bezug genommen.
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Zu Nummer 11:

Bei der Änderung der Verweisung in § 53 a Sätze 1 und 2 handelt es sich um eine re-
daktionelle Folgeänderung aufgrund des neu eingefügten § 3 Abs. 6 Satz 2.

Zu Nummer 12:

Die Änderungen in § 54 betreffen zum einen die Festlegung der ersten Kündigungs-
möglichkeit auf den 31. Dezember 2004 (Buchstabe a). Auch bei den anderen rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen wird durch den vorliegenden Änderungsstaatsvertrag
jeweils die erste Kündigungsmöglichkeit auf dieses Datum festgelegt.

Auf die Protokollerklärung aller Länder zu § 54 sowie zu § 17 Rundfunkfinanzie-
rungsstaatsvertrag wird Bezug genommen.

Mit der Änderung in Buchstabe b werden die Absätze 4 und 5 der Kündigungsbestim-
mung neu gefasst. Eine materielle Änderung ergibt sich nur insoweit, als das Sonder-
kündigungsrecht der Bestimmung über den Finanzausgleich erstmals zum
31. Dezember 2005 ausgeübt werden kann (Absatz 4 Satz 2). Im Übrigen wird der
31. Dezember 2004 für die erstmalige Kündigungsmöglichkeit festgelegt (Absatz 5
Satz 2). Die übrigen Bestimmungen sind unverändert geblieben. Die Neufassung
wurde gewählt, um Unstimmigkeiten im Zusammenhang mit der Ausführung der Än-
derungsanweisung des Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrages redaktionell zu be-
reinigen.

II. Artikel 2 (Änderung des ARD-Staatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderungen des ARD-Staatsvertrages betreffen zum einen den Ausschluss von
Werbung und Sponsoring im Fernsehtext der ARD und zum anderen eine Vereinheit-
lichung des Gegendarstellungsrechtes durch die Neuaufnahme einer Regelung in § 8.
Ferner wird die erste Kündigungsmöglichkeit des Staatsvertrages, wie auch bei den
übrigen rundfunkrechtlichen Staatsverträgen, auf den 31. Dezember 2004 festgelegt.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Mit dem neu angefügten Satz 2 in § 4 Abs. 1 wird der ARD Werbung und Sponsoring
im Fernsehtext untersagt. Das Werbe- und Sponsoringverbot galt bisher lediglich für
Abrufdienste im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Mediendienste-Staatsvertrages. Eine
parallele Regelung findet sich in Artikel 3 Nr. 1 bei den Änderungen des ZDF-
Staatsvertrages.

Zu Nummer 2:

Mit Nummer 2 wird ein neuer § 8 in den ARD-Staatsvertrag eingefügt, der das Ge-
gendarstellungsrecht bei Sendungen im Fernsehgemeinschaftsprogramm der ARD
betrifft. Die neu gefasste Bestimmung knüpft in Absatz 1 Satz 1 an die Verantwort-
lichkeit für eine Sendung an. Bisher galt umfassend der Grundsatz, dass jede ARD-
Landesrundfunkanstalt in ihrem Sendegebiet die Gesamtverantwortung auch für jede
Sendung in Gemeinschaftsprogrammen der ARD-Landesrundfunkanstalten trägt. So-
weit Gegendarstellungsansprüche betroffen sind, durchbricht Satz 1 nunmehr diesen
Grundsatz und weist die Verantwortung für die einzelne Sendung der ARD-
Landesrundfunkanstalt zu, die diese Sendung in das Gemeinschaftsprogramm einge-
bracht hat. Damit wird verhindert, dass Gegendarstellungsansprüche gegenüber meh-
reren ARD-Landesrundfunkanstalten parallel geltend gemacht werden können. Im
Übrigen bleibt die Gesamtverantwortung jeder Landesrundfunkanstalt für ihr Sende-
gebiet und die dort ausgestrahlten Fernsehgemeinschaftsprogramme der ARD unbe-
rührt. Satz 2 stellt klar, dass bei der Geltendmachung von Gegendarstellungsansprü-
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chen das für die jeweilige Landesrundfunkanstalt, die die Sendung in das Gemein-
schaftsprogramm eingebracht hat, geltende Gegendarstellungsrecht maßgeblich ist;
dies ist auch für den Gerichtsstand von Bedeutung.

Mit der Neuregelung in Absatz 2 wird sichergestellt, dass eine gegen eine einbringen-
de Landesrundfunkanstalt erwirkte Gegendarstellung auch von allen am Fernsehge-
meinschaftsprogramm beteiligten Landesrundfunkanstalten in dem Sendegebiet ihres
Fernsehgemeinschaftsprogramms zu verbreiten ist. Insofern wirkt die gegen die ein-
bringende Landesrundfunkanstalt erwirkte Gegendarstellung auch gegenüber diesen
Anstalten für deren Sendegebiet.

Mit Absatz 3 wird jedem, der eine Gegendarstellung gegen eine Sendung in einem
Fernsehgemeinschaftsprogramm geltend machen will, ein Auskunftsanspruch gegen
jede am Gemeinschaftsprogramm beteiligte Landesrundfunkanstalt gewährt. Damit
soll sichergestellt werden, dass derjenige, der eine Gegendarstellung begehrt, rasch
ermitteln kann, welche Anstalt die jeweilige Sendung im Gemeinschaftsprogramm
verantwortet. Deshalb ist die Auskunft gemäß Satz 2 auch unverzüglich zu erteilen.

Zu Nummer 3:

Mit der Änderung in Nummer 3 wird die erstmalige Kündigungsmöglichkeit des
ARD-Staatsvertrages, wie auch der übrigen rundfunkrechtlichen Staatsverträge, auf
den 31. Dezember 2004 festgelegt.

III. Artikel 3 (Änderung des ZDF-Staatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderungen des ZDF-Staatsvertrages betreffen den Ausschluss von Werbung
und Sponsoring im Fernsehtext des ZDF, die aufgrund des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts notwendig werdende ergänzende Regelung im Recht der Kurzbe-
richterstattung, die Umstellung von Deutscher Mark auf Euro bei den zustimmungs-
pflichtigen Rechtsgeschäften des Intendanten sowie die Festlegung der erstmaligen
Kündigungsmöglichkeit auf den 31. Dezember 2004.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Mit dem neu angefügten Satz 2 in § 4 Abs. 1 wird dem ZDF Werbung und Sponso-
ring im Fernsehtext untersagt. Das Werbe- und Sponsoringverbot galt bisher ledig-
lich für Abrufdienste im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Mediendienste-
Staatsvertrages. Eine parallele Regelung findet sich in Artikel 2 Nummer 1 bei den
Änderungen des ARD-Staatsvertrages.

Zu Nummer 2:

Die parallele Regelung des Rechts auf Fernsehkurzberichterstattung in § 7 des ZDF-
Staatsvertrages wird entsprechend den Änderungen in § 5 des Rundfunkstaatsver-
trages geändert. Auf die dortige Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 wird verwie-
sen.

Zu Nummer 3:

Mit der Änderung in Nummer 3 wird der bisherige in Deutscher Mark ausgedrückte
Betrag für zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte des Intendanten auf Euro festge-
setzt. Der Betrag wurde auch hier entsprechend den bundesgesetzlichen Regelungen
leicht abgerundet, und zwar auf 250 000 Euro. Zu beachten ist die Übergangsbe-
stimmung in Artikel 9 des vorliegenden Staatsvertrages. Danach gelten die DM-
Beträge bis zum 31. Dezember 2001 vorübergehend noch fort. Die Regelung ent-
faltet deshalb Wirkungen erst ab dem 1. Januar 2002.
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Zu Nummer 4:

Mit der Änderung in Nummer 4 wird das Datum der ersten Kündigungsmöglichkeit
des Staatsvertrages auf den 31. Dezember 2004, wie auch bei allen anderen rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen, festgelegt.

IV. Artikel 4 (Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderungen des Deutschlandradio-Staatsvertrages betreffen die Umstellung des
DM-Betrages bei den zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften des Intendanten
sowie die Festlegung der erstmaligen Kündigungsmöglichkeit des Staatsvertrages.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Mit der Änderung in Nummer 1 wird der bisherige in Deutscher Mark ausgedrückte
Betrag für zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte des Intendanten auf Euro festge-
setzt. Der Betrag wurde auch hier entsprechend bundesgesetzlicher Regelungen
leicht abgerundet, und zwar auf 125 000 Euro. Zu beachten ist die Übergangsbe-
stimmung in Artikel 9 des vorliegenden Staatsvertrages. Danach gelten die DM-
Beträge bis zum 31. Dezember 2001 vorübergehend noch fort. Die Regelung ent-
faltet deshalb Wirkungen erst ab dem 1. Januar 2002.

Zu Nummer 2:

Mit der Änderung in Nummer 4 wird das Datum der ersten Kündigungsmöglichkeit
des Staatsvertrages auf den 31. Dezember 2004, wie auch bei allen anderen rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen, festgelegt.

V. Artikel 5 (Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrages betreffen die Verlängerung
des Moratoriums der Nichterhebung von Rundfunkgebühren auf Rechner, die Rund-
funkprogramme ausschließlich über Angebote aus dem Internet wiedergeben sowie
die Festlegung der erstmaligen Kündigungsmöglichkeit des Staatsvertrages.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Mit der Änderung in Nummer 1 wird das Moratorium für die Nichterhebung von
Rundfunkgebühren auf Rechner, die Rundfunkprogramme ausschließlich über An-
gebote aus dem Internet wiedergeben können, verlängert bis zum 31. Dezember
2004. Bis zu diesem Zeitpunkt reicht auch die Empfehlung der Kommission zur
Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) für
die bevorstehende Gebührenerhöhung aufgrund ihrer Finanzbedarfsabschätzung.
Mit diesem Hinausschieben auf den 31. Dezember 2004 soll eine einheitliche Lö-
sung im Zusammenhang mit der Entscheidung über die nächste Rundfunkgebühren-
festsetzung ermöglicht werden.

Zu Nummer 2:

Mit der Änderung in Nummer 2 wird das Datum der ersten Kündigungsmöglichkeit
des Staatsvertrages auf den 31. Dezember 2004, wie auch bei allen anderen rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen, festgelegt.
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VI. Artikel 6 (Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages)

1. Allgemeines

Mit den Änderungen des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages werden entspre-
chend den Empfehlungen der KEF die Höhe der monatlichen Rundfunkgebühr und
die Verteilung des Rundfunkgebührenaufkommens neu festgelegt, Änderungen
beim Finanzausgleich vorgenommen, die zu einem Abschmelzen der Finanzaus-
gleichssumme bis zum Jahr 2006 führen, sowie die Kündigungsbestimmungen mo-
difiziert.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Die Bestimmung legt die Rundfunkgebühr gemäß den Beratungsergebnissen der
Ministerpräsidenten auf der Grundlage der Empfehlungen der KEF in ihrem
Zwölften Bericht vom Dezember 1999 fest. Der Betrag der Grundgebühr sowie der
Fernsehgebühr ist in Euro ausgewiesen. Zu beachten ist die Übergangsbestimmung
in Artikel 9 des vorliegenden Staatsvertrages, wonach für eine Übergangszeit bis
zum 31. Dezember 2001 die dort wiedergegebenen DM-Beträge gelten. Zum 1. Ja-
nuar 2002 werden dann die Eurobeträge verbindlich.

Auf die abgegebene Protokollerklärung  aller Länder zu § 8 wird Bezug genommen.

Zu Nummer 2:

Die durch Buchstaben a und b geänderten Absätze 1 bis 3 befassen sich mit der
Aufteilung der Mittel nach der Festsetzung in § 8.

Nach dem neu gefassten Absatz 1 ist der auf das Deutschlandradio entfallende An-
teil am Aufkommen aus der Grundgebühr wiedergegeben und in das Verhältnis zu
dem Gesamtvolumen des Gebührenaufkommens für die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten gesetzt.

Der neu gefasste Absatz 2 regelt die verhältnismäßige Aufteilung der Fernsehge-
bühr auf ARD und ZDF entsprechend den Empfehlungen der KEF.

Durch Buchstabe b werden auch Veränderungen in Absatz 3 Satz 3 vorgenommen.
Dort wird der bisher auf 210 Mio. Deutsche Mark festgesetzte Anteil für den Euro-
päischen Fernsehkulturkanal ARTE nunmehr entsprechend den Feststellungen der
KEF auf 121,71258 Mio. Euro festgelegt.

In diesem Zusammenhang ist die Übergangsbestimmung in Artikel 9 dieses Staats-
vertrages zu beachten, die bis zum 31. Dezember 2001 die Beträge in Deutscher
Mark für maßgeblich erklärt.

Zu Nummer 3:

Die Änderung in Nummer 3 betrifft die Regelung über die Höhe des Anteils der
Landesmedienanstalten an der Rundfunkgebühr in § 10 Abs. 1. Dort wird die Um-
stellung des Sockelbetrages für die Landesmedienanstalten von einer Million Deut-
sche Mark auf 511 290 Euro vorgenommen. Zu beachten ist auch hier die Über-
gangsbestimmung in Artikel 9 dieses Staatsvertrages.

Auf die Protokollerklärung aller Länder zu § 10 Abs. 1 wird Bezug genommen.

Zu Nummer 4:

Mit Nummer 4 wird § 14 mit der Bestimmung über den Umfang der Finanzaus-
gleichsmasse neu gefasst. Neu festgesetzt wird danach zum einen die Höhe der Fi-
nanzausgleichsmasse sowie deren Verteilung auf die nehmenden Anstalten.
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Nach den Neuregelungen in Absatz 1 beträgt die Finanzausgleichsmasse zum
1. Januar 2001 1,9 vom Hundert des ARD-Nettogebührenaufkommens (Satz 1). Das
Nettogebührenaufkommen der ARD bemisst sich nach dem Bruttogebührenauf-
kommen abzüglich der Anteile von ZDF, Deutschlandradio und der Landesmedien-
anstalten. Satz 2 stellt zunächst klar, dass sich der Vom-Hundert-Satz auf das je-
weilige Jahresnettogebührenaufkommen der ARD bezieht. Neu ist die Bestimmung
in Satz 2 Halbsatz 2. Nach ihr vermindert sich zum 1. Januar eines jeden Jahres die
Finanzausgleichsmasse um 0,18 Prozentpunkte bezogen auf das jeweilige ARD-
Nettogebührenaufkommen bis die Höhe der Finanzausgleichsmasse zum 1. Januar
2006 auf 1,0 vom Hundert des ARD-Nettogebührenaufkommens abgeschmolzen ist.
Damit wird erreicht, dass die Finanzausgleichsmasse sich im Zuge der nächsten Jah-
re bis zum 1. Januar 2006 kontinuierlich vermindert. Hinzuweisen ist allerdings auf
die Regelung in Absatz 3, wonach die Finanzausgleichsmasse späteren Änderungen
der Rundfunkgebühr im gleichen Verhältnis anzupassen ist. Dies führt bei einer
späteren Rundfunkgebührenerhöhung auch zu einer anteilsmäßigen Erhöhung der
Finanzausgleichsmasse. Die näheren Einzelheiten der Aufbringung der Finanzaus-
gleichsmasse, deren Verteilung sowie des Verfahrens und weiterer Kooperationen
der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten ergeben sich aus
den zwischen den Anstalten getroffenen Vereinbarungen vom 22. November 1999.
Satz 3 nimmt deshalb Bezug auf diese Vereinbarungen.

Mit Absatz 2 wird die Verteilung der Finanzausgleichsmasse auf die nehmenden
Anstalten innerhalb der ARD geregelt. Danach erhält entsprechend den Vereinba-
rungen der Ministerpräsidenten der Sender Freies Berlin im Jahr 2001 zunächst ei-
nen festen Betrag aus der Finanzausgleichsmasse, der sich um die prozentuale Stei-
gerung des Nettogebührenaufkommens zum 1. Januar 2001 infolge der vorgenom-
menen Gebührenanpassung erhöht (Satz 1). Dieser Betrag wird dann entsprechend
den Regelungen des Absatzes 1 bis zum 1. Januar 2006 abgeschmolzen (Satz 2).
Satz 3 bestimmt die Aufteilung der restlichen Finanzausgleichsmasse auf den Saar-
ländischen Rundfunk und Radio Bremen. Das Verhältnis des Anteils von Saarländi-
schem Rundfunk und Radio Bremen an der Finanzausgleichsmasse entspricht dem
bisherigen Anteil dieser Anstalten im Verhältnis zueinander. Aufgrund des Verteil-
mechanismusses in Absatz 2 lässt sich der betragsmäßig festgelegte Anteil des Sen-
der Freies Berlin an der Finanzausgleichsmasse im Verhältnis zum Saarländischen
Rundfunk und zu Radio Bremen jedoch so lange nicht prozentual bestimmen, wie
sich nicht die genaue Höhe des Nettogebührenaufkommens zum 1. Januar 2001
feststellen lässt. Dieses Aufkommen enthält variable Faktoren (Anzahl der ange-
meldeten Rundfunkempfangsgeräte, Befreiungsquote usw.).

Absatz 3 bestimmt, dass die Finanzausgleichsmasse und die Zuwendungen an die
nehmenden Anstalten nach Absatz 2 späteren Änderungen der Rundfunkgebühr im
gleichen Verhältnis anzupassen sind.

Zu Nummer 5:

Mit der Änderung in Buchstabe a wird das Datum der ersten Kündigungsmöglich-
keit des Staatsvertrages auf den 31. Dezember 2004, wie auch bei allen anderen
rundfunkrechtlichen Staatsverträgen, festgelegt. Die erste Kündigungsmöglichkeit
besteht damit zu demjenigen Zeitpunkt, an dem auch über eine Neufestsetzung der
Rundfunkgebühr zu entscheiden ist.

Mit Buchstabe b wird das Sonderkündigungsrecht für den Finanzausgleich entspre-
chend der Einigung der Ministerpräsidenten erstmals zum 31. Dezember 2005 ge-
währt. Eine isolierte Kündigung der Bestimmungen über den Finanzausgleich ist
deshalb nicht zum gleichen Zeitpunkt möglich, wie eine Kündigung des gesamten
Staatsvertrages zum 31. Dezember 2004.

Buchstabe c enthält redaktionelle Folgeänderungen.
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VII. Artikel 7 (Änderung des Mediendienste-Staatsvertrages)

1. Allgemeines

Die Änderungen des Mediendienste-Staatsvertrages betreffen die Umstellung auf
Euro, die Verankerung einer einheitlichen Verjährung bei Ordnungswidrigkeiten
sowie das Hinausschieben der ersten Kündigungsmöglichkeit des Staatsvertrages.
Ferner wird auch eine Bestimmung aufgenommen, die auf die Notifizierungspflicht
von Änderungen des Staatsvertrages nach dem europäischen Recht hinweist.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1:

Mit der Änderung in Buchstabe a wird in § 20 Abs. 2 die Höhe der Geldbuße nun-
mehr in Euro ausgedrückt. Sie beträgt statt einer Million Deutsche Mark nunmehr
leicht abgerundet 500 000 Euro. Zu beachten ist jedoch auch Artikel 9 des vorlie-
genden Staatsvertrages, nach dem die DM-Beträge bis zu einer Übergangszeit zum
31. Dezember 2001 fortgelten. Die vorgenommene Änderung in § 20 Abs. 2 wird
daher erst zum 1. Januar 2002 wirksam.

Mit Buchstabe b wird die Verjährungsfrist für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten wie im Rundfunkstaatsvertrag selbst nunmehr auch bei Ordnungswidrigkei-
ten im Bereich des Mediendienste-Staatsvertrages einheitlich auf sechs Monate
festgelegt.

Zu Nummer 2:

Mit der Änderung in Nummer 2 wird das Datum der ersten Kündigungsmöglichkeit
des Staatsvertrages auf den 31. Dezember 2004, wie auch bei allen anderen rund-
funkrechtlichen Staatsverträgen, festgelegt.

Zu Nummer 3:

Änderungen des Mediendienste-Staatsvertrages unterliegen gemäß der Richtlinie
98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 zur Ände-
rung der Richtlinie 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften der Notifizierung. Nicht notifizierungs-
pflichtig ist jedoch der ursprüngliche Mediendienste-Staatsvertrag, da er noch vor
Einführung der Notifizierungspflicht durch die genannten Richtlinien abgeschlossen
wurde. Mit der neu eingefügten Bestimmung in § 22 wird nunmehr ausdrücklich
und in Übereinstimmung mit dem europäischen Recht auf die Notifizierungspflicht
der entsprechenden Bestimmungen hingewiesen. Damit wird auch in dem Staats-
vertrag selbst ersichtlich, dass Änderungen notifizierungspflichtig sind. Der Hin-
weis auf die Notifizierungspflicht des Änderungsstaatsvertrages selbst ist in der
Schlussbestimmung in Artikel 8 Abs. 5 enthalten.

VIII. Artikel 8 (Übergangsbestimmung, Kündigung, In-Kraft-Treten, Neubekanntma-
chung, Notifizierung)

Artikel 8 enthält die Schlussbestimmungen zum Fünften Rundfunkänderungsstaats-
vertrag.

In Absatz 1 wird zunächst klargestellt, dass die in den vorstehenden Artikeln geän-
derten Staatsverträge nach den dort jeweils geltenden Kündigungsbestimmungen
gekündigt werden können. Diese Staatsverträge behalten auch im Fünften Rund-
funkänderungsstaatsvertrag weiterhin ihre Selbständigkeit. Deshalb ist in Artikel 8
eine gesonderte Kündigungsbestimmung des Fünften Rundfunkänderungsstaatsver-
trages als Rahmenstaatsvertrag nicht vorgesehen.

Absatz 2 regelt das In-Kraft-Treten des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages.
Dieser tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Satz 2 ordnet an, dass der Fünfte Rundfunk-
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änderungsstaatsvertrag gegenstandslos wird, wenn bis zum 31. Dezember 2000 die
Ratifikationsverfahren in den einzelnen Ländern nicht abgeschlossen und die Ratifi-
kationsurkunden nicht hinterlegt werden. Die einzelnen Staatsverträge behalten
dann in der bisherigen Fassung ihre Gültigkeit.

Nach Absatz 3 teilt die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit, um zu ge-
währleisten, dass in den Ländern die Bekanntmachungen erfolgen können, dass der
Staatsvertrag insgesamt mit seinen Änderungen in Kraft getreten ist und die geän-
derten Staatsverträge in der nunmehrigen Fassung gelten.

Absatz 4 gewährt den Staats- und Senatskanzleien der Länder die Möglichkeit, die
durch den Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag geänderten Staatsverträge in der
nunmehr gültigen Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen. Eine Verpflich-
tung zur Neubekanntmachung besteht hierdurch nicht.

Absatz 5 enthält den Hinweis auf die Notifizierungspflicht des vorliegenden Staats-
vertrages. Die durch Artikel 7 des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages vor-
genommenen Änderungen des Mediendienste-Staatsvertrages unterliegen der Noti-
fizierungspflicht der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 20. Juli 1998 zur Änderung der Richtlinie 98/34/EG über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften. Die übrigen
Bestimmungen des Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrages sind nicht notifizie-
rungspflichtig. Gleiches gilt für den zugrunde liegenden Mediendienste-
Staatsvertrag. Einen Hinweis auf die Notifizierungspflicht von Änderungen des
Mediendienste-Staatsvertrages enthält auch die durch Artikel 7 Nr. 3 in § 22 neu
aufgenommene Bestimmung des Mediendienste-Staatsvertrages.

IX. Artikel 9 (Währungsumstellung)

Artikel 9 enthält eine Übergangsbestimmung für die Währungsumstellung von
Deutscher Mark auf Euro. Danach gelten die in den einzelnen Staatsverträgen durch
den Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag jeweils in Euro ausgedrückten Beträ-
ge bis zu einer Übergangszeit zum 31. Dezember 2001 in Deutscher Mark fort. Zum
1. Januar 2002 wird dann die Abänderung in Euro wirksam. Die Übergangsbestim-
mung ist erforderlich, da die umfassende Umstellung der Beträge von Deutscher
Mark auf Euro erst zu diesem Stichtag in der Bundesrepublik Deutschland erfolgt.
Gleichzeitig sind jedoch die entsprechenden Maßnahmen der Umstellung durch den
Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag bereits getroffen, sodass ein gesonderter
Staatsvertrag zur Währungsumstellung zum Jahreswechsel 2001/2002 nicht mehr
erforderlich ist. Die Begründung der Wahl der einzelnen Umstellungsbeträge und
der Rundungen ist jeweils der Begründung zu den betreffenden Bestimmungen in
den einzelnen Artikeln dieses Staatsvertrages zu entnehmen.

(Ausgegeben am 28. September 2000)


